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BEKANNT• 1 ~ erStadt 

MA c H u N G ' ~;rft;;~:Aj 
Einleitungsbeschluss der Flächennutzungsplanänderung Nr. 030, 
Erftstadt-Liblar, Campus Rhein-Erft; 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung der Stadt Erftstadt hat am 
27.06.2019 folgenden Beschluss gefasst: 

1. Gemäß § 2 Baugesetzbuch (BauGB) wird beschlossen, für das im Anlageplan 
gekennzeichnete Gebiet eine Flächennutzungsplanänderung aufzustellen. Der Anlageplan ist 
Bestandteil des Beschlusses. Der Bauleitplan erhält die Bezeichnung: Flächennutzungsplan
Änderung Nr. 30, Erftstadt-Liblar, Campus Rhein-Erft. 
II. Die Verwaltung wird beauftragt, die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gern.§ 3 (1) BauGB 
durchzuführen sowie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gern. § 4 (1 ) 
BauGB zu beteiligen. 

Der vorstehende Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

rftstadt, den A A • ~ . l a J_ ~ 

bFNP 030 Offenl. 
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AN LAGEPLAN 
Flächennutzungsplanänderung Nr. 30, Erftstadt-Liblar 

Campus Rhein - Erft 
Stadt Erftstadt, 
Amt für Stadtentwicklung und Bauordnung 

Erftstadt, im Juni 2019 ' ' 

Liegenschaftskataster: 
Datenlizenz Deutschland - Land NRW I Rhein-Erft-Kreis (11/2018) -
Version 2.0; (www.govdata.defdl-delby-2--0) 

Maßstab: 1 : 10.000 



Öffentliche Bekanntmachung 

Bezirksregierung Köln 
Dezernat 33 
Ländliche Entwicklung, Bodenordnung 

Flurbereinigung Harnbach-Ost 
Az.: 33.42 - 17061 -

Köln, den 11.06.2019 
Dienstgebäude: Blumenthalstr. 33 
50670 Köln 
Tel.: 0221 / 147-2033 

Die Bezirksregierung Köln - Dezernat 33 - Ländliche Entwicklung und Bodenordnung 
- hat beschlossen: 

Das durch den Flurbereinigungsbeschluss vom 04.04.2006 festgestellte 
Flurbereinigungsgebiet Harnbach- Ost ist durch die die Änderungsbeschlüsse 1 - 12 
gemäß § 8 Abs.1 des Flurbereinigungsgesetzes - FlurbG - in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBI. 1 S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 19. Dezember 2008 (BGBI. 1 S. 2794) erweitert worden. Mit dem 12. 
Änderungsbeschluss vom 09.04.2019 wurden die nachfolgend aufgeführten 
Grundstücke zum Flurbereinigungsgebiet Harnbach- Ost zugezogen und auch 
insoweit die Flurbereinigung angeordnet: 

Land Nordrhein-Westfalen 
Regierungsbezirk Köln 
Rhein-Erft-Kreis 
Stadt Kerpen 

Gemarkung Blatzheim 
Flur 2 Flurstück 
Flur 38 Flurstücke 

Gemarkung Kerpen 
Flur 23 Flurstücke 

Stadt Eisdorf 
Gemarkung Heppendorf 

Nr. 192 
Nrn. 34, 35 und 36 

Nrn. 84, 86, 87, 89, 90 

Flur 59 Flurstücke Nrn. 42, 64 

Stadt Bergheim 
Gemarkung Quadrath- lchendorf 
Flur 23 Flurstück Nr. 276 

1. Wertermittlung 

a) Offenlegung der Ergebnisse der Wertermittlung 

Die Wertermittlungsergebnisse für die durch den 12. Änderungsbeschluss 
zugezogenen Grundstücke werden für die Betei ligten gemäß § 32 des 
Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 



16.03.1976 (BGBI I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBI I 
S. 2794) zur Einsichtnahme ausgelegt 

am Montag, den 26.08.2018, 
in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 
von 13:00 Uhr bis 14:30 Uhr bei der Bezirksregierung Köln 
Dienstgebäude: Börsenplatz 1, 50667 Köln 
1. OG, Zimmer 1099 

Während dieser Zeit werden Bedienstete des Dezernats 33 zur Beantwortung Ihrer 
Fragen und für Erläuterungen anwesend sein. 

Bitte machen Sie von diesem Termin Gebrauch, sofern Sie Auskünfte zu einzelnen 
Grundstücken erhalten möchten, denn im Anhörungstermin können Auskünfte zu 
einzelnen Grundstücken nicht mehr erteilt werden. 

Beteiligte am Flurbereinigungsverfahren sind gemäß § 10 Nr. 1 FlurbG als 
Teilnehmer die Eigentümer und Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet 
gehörenden Grundstücke und als Nebenbeteiligte gemäß § 10 Nr. 2 FlurbG: 

• Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom 
Flurbereinigungsverfahren betroffen werden; 

• andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemeinschaftliche 
oder öffentliche Anlagen erhalten (§§ 39 und 40) oder deren Grenzen geändert 
werden (§ 58 Abs. 2); 

• Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet 
räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird; 

• Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden 
Grundstücken 
oder von Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum 
Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Benutzung 
solcher Grundstücke beschränken; 

• Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 bis zum Eintritt des neuen 
Rechtszustandes (§ 61 Satz 2); 

• Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, 
denen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auferlegt wird 
(§ 42 Abs.3 und § 106) oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der 
Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken haben (§ 56). 

b) Anhörungstermin über die Wertermittlungsergebnisse 

Die Wertermittlungsergebnisse für die durch den 12. Änderungsbeschluss 
zugezogen Grundstücke werden Ihnen gemäß§ 32 FlurbG in dem Anhörungstermin 

am Montag, den 26.08.2018 um 15:00 Uhr 
bei der Bezirksregierung Köln 
Dienstgebäude: Börsenplatz 1, 50667 Köln 
1. OG, Zimmer 1099 



erläutert. Hierbei handelt es sich ausschließlich um allgemeine Erläuterungen zur 
Wertermittlung. Auskünfte über die Bewertung einzelner Grundstücke werden in dem 
unter Punkt 1. a) genannten Auslegungstermin gegeben. 

Einwendungen gegen die Ergebnisse der Wertermittlung können im 
Anhörungstermin erhoben werden. Sollten Sie Ihre Einwendungen nicht im 
Anhörungstermin vorbringen wollen, so können Sie diese bis spätestens zum 
30.08.2019 schriftlich bei der Bezirksregierung Köln, 50667 Köln unter Angabe des 
Aktenzeichens 33.45 - 5 12 01 - und Ihrer ONr.- einreichen. 

Wenn Sie mit den Ergebnissen der Wertermittlung einverstanden sind, brauchen Sie 
diesen Anhörungstermin nicht wahrzunehmen. 

Hinweise 

1. Wer an der Wahrnehmung des Anhörungstermins verhindert ist, kann sich 
durch eine bevollmächtigte Person vertreten lassen. Vollmachtsvordrucke 
können bei der Bezirksregierung Köln fernmündlich unter oben angegebener 
Rufnummer angefordert werden oder unter dem Link 

https://www. bezreg-
koel n. nrw. de/brk i nternet/leistungen/ abtei lung03/33/fl urberein igungsverf ahre/f 
orm vollmacht.pdf 
im Internet abgerufen werden. 

Neben dem Formular sind auch "Erläuterungen zum Vollmachtsformular" auf 
der Homepage der Bezirksregierung eingestellt unter: 

https://www. bezreg-
koeln. nrw. de/brk i nternet/1 ei stungen/abtei lung03/33/flurberein ig u ngsverf ahren 
/merkblatt vollmachtsformular.pdf 

Die Beglaubigung der Unterschrift erfolgt durch jede zur amtlichen 
Beglaubigung von Unterschriften befugte Behörde ( dies sind in der Regel 
Stadt- und Gemeindeverwaltungen) kostenfrei (§ 108 FlurbG). 

2. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass keine Kosten erstattet werden 
können, die den Beteiligten durch die Wahrnehmung der Termine entstehen. 

Im Auftrag 

gez. (LS) 

Meul 

Oberregierungsvermessungsrat 

Diese öffentliche Bekanntmachung finden Sie auch auf der Internetseite der 
Bezirksregierung Köln 



http://www. bezreg-
koel n. nrw. de/brk i nternet/verfahren/33 flurbereinigungsverfahren/index. html 

Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten im 
Flurbereinigungsverfahren finden Sie unter: 
https:/ /www. bezreg-
koel n. nrw. de/brk i nternet/leistungen/ abtei lung03/33/fl urberein igu ngsverf ahren/daten 
schutzhinweise.pdf 
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Aufgrund 
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Nr. ~ 2 / 2.. oAg, 

der§§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 
(GV. NRW. S. 759), in der jeweils geltenden Fassung, 

der§§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31 .07.2009 (BGBI. 1, S. 2585 ff.), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Dezember 2018 (BGBI. 1, S. 2254) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes vom 25.06.1995 (GV. 
NRW. S. 926), neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 08. Juli 2016 (GV. 
NRW. S. 559), in der jeweils geltenden Fassung, 

der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw - GV. NRW. S. 602 
ff. - im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW), zuletzt geändert durch 
Artikel 23 des Gesetzes vom 08. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559), in der jeweils 
geltenden Fassung sowie 

des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBI. 1, S. 602), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2018 (BGBI. 1, 
S. 2571), in der jeweils geltenden Fassung 

hat der Rat der Stadt Erftstadt am 02.07.2019 folgende Satzung beschlossen: 

Abwassersatzung der Stadt Erftstadt 

(Hinweis: Um die Einheitlichkeit des Rechts zu wahren und zur Verbesserung der 
Lesbarkeit ist verallgemeinernd in der Satzung die Form der männlichen Anrede 
gewählt. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich die gewählte 
Ausdrucksform auf alle Geschlechter bezieht.) 



§1 
Allgemeines 

(1) Die Verpflichtung der Stadt zur Abwasserbeseitigung nach§ 56 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit § 46 Abs. 1 
Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen LWG NRW sowie zur 
Abwasserabgabe nach dem Abwasserabgabengesetz Nordrhein-Westfalen 
(AbwAG NRW) erfüllt die Stadt Erftstadt durch die öffentliche Einrichtung 
"Abwasserbeseitigung". 

(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum 
Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei der städtischen 
Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände die erforderlichen dezentralen und 
zentralen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung (öffentliche 
Abwasseranlagen). Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören auch dezentrale 
öffentliche Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser sowie Auf- bzw. 
Ableitungsgräben wie z. B. Straßen- bzw. Wegeseitengräben, die zum 
Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage gewidmet worden sind. Die 
öffentlichen, dezentralen und zentralen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche 
und wirtschaftliche Einheit. 

(3) Das Anschluss- und Benutzungsrecht, den Anschluss- und Benutzungszwang 
sowie den Bau und Betrieb von Grundstücksentwässerungseinrichtungen regelt 
die Stadt nach Maßgabe dieser Satzung. 

(4) Die Errichtung der Abwasseranlagen, deren Erneuerung und Betrieb, die 
Erhebung der Entgelte und Weiterleitung der Abwasserabgabe sowie die 
wirtschaftliche Führung überträgt die Stadt gemäß § 107 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen auf die Stadtwerke 
Erftstadt; diese werden als Eigenbetrieb der Stadt Erftstadt nach den Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung und im Rahmen der Betriebssatzung der 
Stadtwerke Erftstadt betrieben. Im Folgenden werden die „Stadtwerke" als 
Verpflichtete in dieser Satzung genannt. 

(5) Das Verhältnis zwischen den Benutzern der Abwasseranlage und den 
Stadtwerken ist ein privatrechtlicher Vertrag , dessen Ausgestaltung sich nach 
den "Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwasser" - AEB-A - und nach 
der „Preisregelung Abwasser" richtet. In den Allgemeinen 
Entsorgungsbedingungen werden insbesondere festgelegt die Einzelheiten über 
die Antragstellung und das Zustandekommen eines Entsorgungsvertrages. In der 
Preisregelung Abwasser wird die Höhe der zu erhebenden laufenden und 
einmaligen Entgelte festgelegt. 

(6) Die Stadtwerke bestimmen die Art der Grundstücksentwässerung sowie deren 
zeitliche Realisierung nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten. 



§2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 

1. Abwasser: 

Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im Sinne des § 54 Abs. 1 
WHG. 

2. Schmutzwasser: 

Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG das durch häuslichen, 
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen 
Eigenschaften veränderte und das bei Trockenwetter damit zusammen 
abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 54 Abs. 1 Satz 2 WHG 
auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten . 

3. Niederschlagswasser: 

Niederschlagswasser ist nach§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG das von 
Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen 
gesammelt abfließende Wasser. 

4. Mischsystem: 

Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam 
gesammelt und fortgeleitet. 

5. Trennsystem: 

Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt 
und fortgeleitet. 

6. Öffentliche Abwasseranlage: 

a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von den Stadtwerken selbst oder 
in ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln 
und Einleiten von Abwasser sowie der Verwertung oder Beseitigung der bei der 
städtischen Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände dienen. 

b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die 
Gru ndstücksansch I ussleitu ngen. 

c) In den Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung durch ein 
Druckentwässerungsnetz erfolgt und sich Teile eines solchen Netzes auf den 



Privatgrundstücken befinden, gehören die Hausanschlussleitungen einschließlich 
des Schachtes und der Druckstationen nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 

d) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören 
Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben. 

7. Anschlussleitungen: 

Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden 
Grundstücksanschlussleitungen und Hausanschlussleitungen verstanden. 

a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentlichen 
Sammelleitung bis zur Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstücks. Dies 
gilt nicht, wenn vor der Grundstücksgrenze Abzweigungen zu mehreren 
Grundstücken bestehen. In diesem Fall gilt als Grundstücksanschlussleitung nur 
der Teil bis zur Abzweigung . Die Abzweigung selbst gehört nicht mehr zur 
öffentlichen Abwasserleitung. 

b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze 
bis zu dem Gebäude oder dem Ort auf dem Grundstück, wo das Abwasser 
anfällt. Zu den Hausanschlussleitungen gehören auch Leitungen unter der 
Bodenplatte des Gebäudes auf dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt, sowie 
die Reinigungs- und Kontrollschächte. Bei Druckentwässerungsnetzen ist die 
Druckstation (inklusive Druckpumpe) auf dem privaten Grundstück Bestandteil 
der Hausanschlussleitung. 

8. Haustechnische Abwasseranlagen: 

Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen innerhalb und an zu 
entwässernden Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, 
Rückhaltung und Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen (z. 8 . 
Abwasserrohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebeanlage). Sie gehören nicht zur 
öffentlichen Abwasseranlage. 

9. Druckentwässerungsnetz: 

Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der 
Transport von Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen 
erzeugten Druck erfolgt. Der Schacht, die Druckpumpen und Pumpenschächte 
sind regelmäßig technisch notwendige Bestandteile des jeweiligen 
Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der Hausanschlussleitung, die nicht 
zur öffentlichen Abwasseranlage gehört. 

10. Abscheider: 

Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider, 
Stärkeabscheider und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher 
Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage durch Abscheiden aus dem Abwasser 
verhindern. 



11 . Anschlussnehmer: 

Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstücks, das an die öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen ist. § 20 Absatz 1 gilt entsprechend. 

12. lndirekteinleiter: 

lndirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der Abwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einleitet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 

13. Grundstück: 

Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit 
bildet. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so können 
die Stadtwerke für jede dieser Anlagen die Anwendung der für Grundstücke 
maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen. 

§3 
Anschluss und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte eines im Gebiet der Stadt Erftstadt 
liegenden Grundstückes (Anschlussberechtigte) ist unter Beachtung der 
Einschränkung in § 4 berechtigt, von den Stadtwerken zu verlangen, dass sein 
Grundstück an die bestehende öffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird 
(Anschlussrecht). 

(2) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf das 
Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht für Niederschlagswasser von 
Grundstücken, soweit die Pflicht zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
gemäß § 49 Abs. 4 LWG NRW dem Eigentümer des Grundstücks obliegt oder 
anderweitig (z.B. § 49 Abs. 3 LWG NRW) einem Dritten zugewiesen ist. 

(3) Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der 
Anschlussberechtigte unter Wahrung der Regelungen der AEB-A das Recht, die 
auf seinem Grundstück anfallenden Abwässer im allgemeinen ohne jede 
Beschränkung zu jeder Tages- und Nachtzeit in die öffentliche Abwasseranlage 
einzuleiten (Benutzungsrecht). 

§4 
Begrenzung des Anschlussrechts 

(1) Das in§ 3 Abs. 1 geregelte Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche 
Grundstücke, die an eine Straße grenzen oder durch einen öffentlichen oder 
privaten Weg unmittelbar Zugang zu einer Straße haben, in der bereits eine 
betriebsfertige Abwasserleitung vorhanden ist. Die Herstellung neuer oder die 
Änderung bestehender Netzleitungen kann nicht verlangt werden. 



(2) Die Stadtwerke können den Anschluss versagen, wenn die zuständige Behörde 
unter den Voraussetzungen des § 49 Abs. 5 Satz 1 LWG NRW die 
Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag der Stadtwerke auf den privaten 
Grundstückseigentümer übertragen hat. Dieses gilt nicht, wenn sich der 
Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem Anschluss verbundenen 
Mehraufwendungen zu tragen. 

(3) Der Anschluss ist auch ausgeschlossen, soweit die Stadt von der 
Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist und die Abwasserbeseitigungspflicht 
gemäß § 49 Abs. 6 LWG NRW auf einen Dritten übertragen worden ist. 

(4) Soll durch Neubau oder Erweiterung von Gebäuden oder Hofflächen auf einem 
Grundstück beim Bemessungsregen eine Wassermenge in den Kanal eingeleitet 
werden, die bei der Aufstellung des Entwässerungsentwurfes nicht berücksichtigt 
wurde und aufgrund der vorhandenen Kanalisation nicht eingeleitet werden kann, 
so hat der Anschlussberechtigte das entsprechende Rückhaltevolumen auf dem 
eigenen Grundstück auf seine Kosten zu errichten und zu unterhalten. 

(5) Soweit die Vorflut eines Entwässerungsnetzes den Anschluss weiteren 
Niederschlagswassers nicht erlaubt, darf nur das Schmutzwasser der Gebäude 
angeschlossen werden. Die Erschließung dieser Grundstücke ist folglich nur 
gesichert, wenn eine ordnungsgemäße Beseitigung des Oberflächenwassers 
ohne Einleitung in den Kanal nachgewiesen wird. 

§5 
Begrenzung des Benutzungsrechts 

(1) Abwässer, durch die die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet, das 
Personal der Abwasserbeseitigung gesundheitlich gefährdet oder geschädigt, die 
Abwasseranlagen einschließlich der Kläranlage nachteilig beeinflusst, die 
Schlammbehandlung, -beseitigung und -verwertung beeinträchtigt oder Vorfluter 
schädlich verunreinigt werden können, dürfen nicht in die Abwasseranlagen 
eingeleitet werden. Die Stadtwerke können eine Vorklärung oder sonstige 
Vorbehandlung der Abwässer von ihrer Einleitung in den Kanal dergestalt 
verlangen, dass insbesondere die Ableitung von Schwermetallen und toxischen 
Stoffen in vermeidbarer Größenordnung unterbleibt. Wenn die Beschaffenheit 
oder Menge der Abwässer dies insbesondere im Hinblick auf den Betrieb der 
öffentlichen Abwasseranlage erfordert, können die Stadtwerke auch eine 
Speicherung verlangen. Abwasser aus gewerblichen und industriellen Betrieben 
müssen den Anforderungen hinsichtlich der Beschaffenheit und Inhaltsstoffen 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen. 

(2) In das Abwassernetz dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden: 

a) Stoffe, die die Leitung verstopfen oder verkleben bzw. Ablagerungen hervorrufen 
können wie Schutt, Asche, Dung, Müll, Kehricht, Sand, Glas, Kunststoffe, 
Schlacht- und Küchenabfälle, Abfälle aus obst- und gemüseverarbeitenden 
Betrieben, auch wenn diese Stoffe zerkleinert worden sind . Treber, Hefe und 
Schlämme aus Vorbehandlungsanlagen; 



b) feuergefährliche, explosive, radioaktive und andere Stoffe, die das Abwassernetz 
sowie das Personal der Abwasserbeseitigung gefährden können, wie Benzin, 
Benzol, fette, Öle, Karbid, Phenol; 

c) schädliche oder giftige Abwässer, insbesondere solche, die Schwermetalle sowie 
Cyanid und andere Giftstoffe in vermeidbarer Konzentration enthalten und 
solche, die schädliche Ausdünstungen oder üble Gerüche verbreiten; 

die Baustoffe der Abwasseranlagen angreifen; 

den Betrieb der Entwässerungs- oder Abwasser- Reinigungsanlagen, 
insbesondere den biologischen Teil und die Schlammbehandlung, stören oder 
erschweren können; 

wärmer als 35° C sind; 

einen pH-Wert unter 6,5 oder über 9,5 haben; 

mehr als 20 mg/1 unverseifbare Kohlenwasserstoffe enthalten; 

Kohlensäure, Schwefelwasserstoff, Schwefeldioxyd u.ä. in schädlicher 
Konzentration enthalten; entsprechendes gilt bei Reaktionen von Säuren mit 
Sulfiden und Hypochloriden; 

d) Abwässer aus Ställen, Dunggruben, Silosickersaft, Molke, Blut; 

e) pflanzen- und bodenschädliche Abwässer; 

f) Grund-, Drainage- und Kühlwasser und sonstiges Wasser, wie z. B. wild 
abfließendes Wasser (§ 37 WHG). 

Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese Begrenzungen 
einzuhalten, darf nicht erfolgen. 

Die Stadtwerke können im Einzelfall Schadstofffrachten, Volumenstrom und/oder 
Konzentration festlegen. Sie können das Benutzungsrecht davon abhängig machen, 
dass auf dem Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte 
Einleitung des Abwassers erfolgt. 

(3) Wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die Abwasseranlage gelangen (z.B. 
Auslaufen von Behältern, Betriebsstörungen), so sind die Stadtwerke 
unverzüglich zu benachrichtigen. 

(4) Anschlussnehmer, bei denen die Ableitung schädlicher Abwässer hinreichend 
wahrscheinlich ist, haben regelmäßig nach näherer Aufforderung durch die 
Stadtwerke über die Art und die Beschaffenheit ihrer Abwässer sowie über deren 
Menge Auskunft zu geben und die dazu erforderlichen technischen 
Einrichtungen, insbesondere Messeinrichtungen, vorzuhalten. Im Einzelfall 
können auf Kosten des Einleiters Abwasseranalysen eines anerkannten 



Prüfinstitutes verlangt werden. Die Stadtwerke sind berechtigt, derartige 
Abwasseranalysen auch selbst vorzunehmen bzw. vornehmen zu lassen. 

(5) Wenn die Art des Abwassers si9h ändert oder seine Menge sich wesentlich 
erhöht, hat jeder Anschlussnehmer dieses unaufgefordert und unverzüglich den 
Stadtwerken mitzuteilen und die erforderlichen Angaben zu machen. Auf 
Verlangen hat er die Unschädlichkeit des Abwassers nachzuweisen. 

(6) Reichen die vorhandenen Abwasseranlagen für die Aufnahme oder Reinigung 
des veränderten Abwassers oder der erhöhten Abwassermenge (Abs. 5) nicht 
aus, so behalten sich die Stadtwerke vor, die Aufnahme dieser Abwässer zu 
versagen; dies gilt jedoch nicht, wenn der Anschlussnehmer sich bereit erklärt, 
zusätzlich den Aufwand für die Erweiterung der Abwasseranlagen und die 
erhöhten Betriebs- und Unterhaltungskosten zu tragen.§ 46 LWG NRW bleibt 
unberührt. 

(7) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf anderen 
Wegen als über die Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur mit 
Einwilligung der Stadtwerke erfolgen. 

(8) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die 
Stadt von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 

(9) Ein Anspruch auf Einleitung von Stoffen, die kein Abwasser sind, in die 
öffentliche Abwasseranlage besteht nicht. Dieses gilt auch für den Fall, dass die 
zuständige Behörde im Fall des § 55 Abs. 3 WHG die Einleitung gemäß § 58 
Abs. 1 LWG NRW genehmigt. 

§6 
Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 

(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder 
Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die öffentliche 
Abwasseranlage in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu 
behandeln . Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt dieses jedoch nur, wenn die 
Stadtwerke im Einzelfall verlangt, dass auch dieses Abwasser in entsprechende 
Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln ist. 

(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser können die Stadtwerke eine 
Behandlung (Reinigung) auf dem Grundstück des Anschlussnehmers in einer von 
ihm zu errichtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen 
Behandlungsanlage angeordnet werden, wenn der Verschmutzungsgrad des 
Niederschlagswassers für die Stadtwerke eine Pflicht zur Behandlung nach dem 
sog. Trenn-Erlass vom 26.05.2004 (MinBI. NRW 2004, S. 583 ff.) auslöst. Die 
vorstehende Behandlungspflicht gilt auch für Straßenbaulastträger, die das 
Straßenoberflächenwasser in die öffentliche Abwasseranlage einleiten. 

(3) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen und deren Betrieb 
müssen den einschlägigen technischen und rechtlichen Anforderungen 
entsprechen. Die Stadtwerke können darüberhinausgehende Anforderungen an 



den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der Abscheider stellen , sofern dies im 
Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist. 

(4) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehandlung anfallen, sind in 
Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen 
der öffentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 

§7 
Anschlusszwang 

Jeder Anschlussberechtigte ist verpflichtet, vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser 
Satzung sein Grundstück an die bestehende öffentliche Abwasseranlage dann 
anschließen zu lassen, sobald es bebaut oder mit der Bebauung begonnen ist. Die 
Stadtwerke bestimmen und geben in geeigneter Form bekannt, welche Straßen oder 
Ortsteile mit einer betriebsfertigen Abwasseranlage versehen sind und für die der 
Anschlusszwang nach Maßgabe dieser Vorschrift wirksam geworden ist. Alle für den 
Anschluss in Frage kommenden Anschlussberechtigten haben ihre Grundstücke mit 
den zur ordnungsgemäßen Entwässerung erforderlichen Einrichtungen zu versehen und 
innerhalb zwei Monate nach Bekanntmachung anzuschließen. 

§8 
Benutzungszwang 

(1) Der Anschlussberechtigte ist verpflichtet, im Rahmen seines Benutzungsrechtes 
sämtliche auf dem Grundstück anfallenden Abwässer - mit Ausnahme der im § 5 
ausgeschlossenen Abwässer - durch eine Anschlussleitung in das öffentliche 
Abwassernetz nach den Bestimmungen dieser Satzung einzuleiten. 

(2) Die zur Entwässerung dienenden Einrichtungen dürfen für andere Zwecke nicht 
benutzt werden. 

(3) Auf Grundstücken, deren Abwässer in das Leitungsnetz abgeleitet werden 
können, dürfen behelfsmäßige Abwasseranlagen, Abortgruben usw. nicht mehr 
angelegt werden, es sei denn, dass eine Befreiung gemäß§ 9 erteilt wird. 

(4) Die aus dem Benutzungszwang sich ergebenden Verpflichtungen sind von allen 
Bewohnern der Grundstücke zu beachten. Auf Verlangen der Stadtwerke haben 
die Grundstückseigentümer oder Nutzungsberechtigten die zur Einhaltung der 
Benutzungsvorschrift erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 



§9 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Der Anschlussverpflichtete kann auf schriftlich zu begründenden Antrag vom 
Anschluss- und Benutzungszwang widerruflich oder für eine bestimmte Zeit 
befreit werden, wenn die Durchsetzung des Anschluss- und Benutzungszwanges 
eine unzumutbare Härte darstellen würde und die Befreiung mit den 
wasserrechtlichen Vorschriften vereinbar ist. 

(2) Dem Antrag auf Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang sind Pläne 
beizufügen, aus denen ersichtlich ist, wie die Abwässer beseitigt werden sollen. 

(3) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang sowie dessen Versagung 
wird in einem schriftlichen Bescheid der Stadtwerke ausgesprochen. Die 
Befreiung kann widerrufen werden. wenn die bei der Erteilung zugrunde gelegten 
Voraussetzungen sich geändert haben. 

(4) Eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang entbindet den Befreiten 
nicht von der Verpflichtung, für die Beseitigung gesundheitsgefährdender 
Missstände zu sorgen. 

§10 
Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 

(1) Führen die Stadtwerke aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die 
Entwässerung mittels eines Druckentwässerungsnetzes durch, hat der 
Grundstückseigentümer auf seine Kosten auf seinem Grundstück einen 
Pumpenschacht mit einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen 
Druckpumpe sowie die dazugehörige Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze 
herzustellen, zu betreiben , zu unterhalten, instand zu halten und gegebenenfalls 
zu ändern und zu erneuern. Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung 
und Lage des Pumpenschachtes, der Druckpumpe und der dazugehörigen 
Druckleitung treffen die Stadtwerke. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem geeigneten 
Fachunternehmer einen Wartungsvertrag abzuschließen, der eine Wartung der 
Druckpumpe entsprechend den Angaben des Herstellers sicherstellt. Der 
Wartungsvertrag ist den Stadtwerken bis zur Abnahme der Druckleitung, des 
Pumpenschachtes und der Druckpumpe vorzulegen. Für bereits bestehende 
Druckpumpen ist der Wartungsvertrag innerhalb von 6 Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Bestimmung vorzulegen. 

(3) Die Stadtwerke können den Nachweis der durchgeführten Wartungsarbeiten 
verlangen. 

(4) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine 
Überbauung oder Bepflanzung des Pumpenschachtes ist unzulässig. 



§ 11 
Ausführung von Anschlussleitungen 

(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen 
Anschlussleitung und ohne technischen Zusammenhang mit den 
Nachbargrundstücken an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen. In 
Gebieten mit Mischsystem (Mischwasserkanal) ist für jedes Grundstück eine 
Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem (Schmutzwasser- und 
Regenwasserkanal) je eine Anschlussleitung für Schmutz- und für 
Niederschlagswasser herzustellen. Im Trennsystem sind für Schmutzwasser und 
für Niederschlagswasser jeweils getrennte Einsteigeschächte oder 
lnspektionsöffnungen vorzusehen. 

(2) Die Abwasseranlage der Anschlussberechtigten hat den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik zu entsprechen. 

(3) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige 
Grundstücke geteilt, so gilt Absatz 1 für jedes der neu entstehenden 
Grundstücke. 

(4) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem 
öffentlichen Kanal zu schützen. Hierzu hat er in Ablaufstellen unterhalb der 
Rückstauebene funktionstüchtige sowie geeignete Rückstausicherungen gemäß 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik einzubauen. Die 
Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein und so errichtet und betrieben 
werden, dass eine Selbstüberwachung des Zustandes und der 
Funktionstüchtigkeit der Anschlussleitung möglich ist. Alle Kanaleinläufe, die 
unmittelbar an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden, müssen 
mit ihrer Oberkante mindestens in Höhe der Straßenkrone(= Rückstaulinie) 
liegen. Kanaleinläufe, die tiefer als die Straßenkrone liegen, dürfen nur mittels 
Hebeanlage, deren Druckrohre bis über Straßenkrone geführt werden müssen, 
an die Abwasseranlage angeschlossen werden. Die Stadtwerke können in 
Einzelfällen auch doppelt wirkende Absperrvorrichtungen zulassen, wobei die 
eine selbstständig abgesperrt und die andere handbedienbar ist. Die 
Rückstaulinie gilt nur bei einem Abstand der Gebäude bis zu 20 m vom 
Hauptkanal. Darüber hinaus ist das Wasserspiegelgefä lle des Anschlusskanals 
einzurechnen. Bei Kanaleinläufen, bei denen eine Überflutung durch Rückstau 
nicht zu befürchten ist, können die Stadtwerke Ausnahmen zulassen. 

(5) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat 
der Grundstückseigentümer unter Beachtung des § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwVO Abw 
NRW im Gebäude einen Prüfschacht einzubauen. Steht das Gebäude weiter als 
5 m hinter der Grundstücksgrenze und wird hierdurch die Anschlussleitung länger 
als 10 m, hat der Anschlussnehmer auf seine Kosten an der Grundstücksgrenze 
auf seinem Grundstück zusätzlich zu dem im Gebäude befindlichen Prüfschacht 
einen Reinigungs- und Kontrollschacht zu errichten. Bei bestehenden 
Anschlussleitungen ist der Grundstückseigentümer zum nachträglichen Einbau 
der vorgenannten Anlagen verpflichtet, wenn er die Anschlussleitung erneuert 



oder verändert. Der jeweilige Schacht muss jederzeit frei zugänglich und zu 
öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung ist unzulässig. 

(6) Die Anzahl, Lage, Führung und lichte Weite der Grundstücksanschlussleitung 
sowie die Anordnung der Prüf-, Reinigungs- und Kontrollschächte bestimmen die 
Stadtwerke. Begründete Wünsche des Anschlussberechtigten werden dabei nach 
Möglichkeit berücksichtigt. 

(7) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung, die laufende Unterhaltung 
(Reinigung, Ausbesserung) sowie die Beseitigung der 
Grundstücksanschlussleitungen führen die Stadtwerke aus. Die Herstellung der 
Abwasseranlagen auf dem Grundstück ist Sache des Anschlussnehmers. 

(8) Für die Beseitigung und Abflussstörung in der Grundstücksanschlussleitung sind 
die Stadtwerke, auf dem Privatgrundstück ist der Anschlussnehmer zuständig. 
Wird festgestellt, dass die Verstopfung der Leitung auf unsachgemäße 
Benutzung zurückzuführen ist, trägt der Anschlussnehmer die gesamten Kosten 
der Beseitigung der Verstopfung. 

(9) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen 
Abwasseranlage, so können die Stadtwerke von dem Grundstückseigentümer zur 
ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks den Einbau und den Betrieb 
einer Hebeanlage verlangen. Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. Die 
Hebeanlage muss so errichtet und betrieben werden, dass eine 
Selbstüberwachung des Zustandes und der Funktionstüchtigkeit der 
Anschlussleitung möglich ist. 

(10) Auf Antrag können die Stadtwerke zulassen, dass zwei oder mehrere 
Grundstücke durch eine gemeinsame Anschlussleitung entwässert werden. Der 
Antrag wird insbesondere unter Berücksichtigung der Regelung in § 46 Abs. 1 
Satz 3 LWG NRW dann abgelehnt, wenn die Leitungs-, Benutzungs- und 
Unterhaltungsrechte nicht durch eine im Grundbuch eingetragene entsprechende 
Grunddienstbarkeit (§ 1018 BGB) abgesichert worden sind. Der Nachweis der 
Absicherung durch eine Grunddienstbarkeit ist durch einen Auszug aus dem 
Grundbuch zu führen. 

(11) Werden an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, die noch nicht mit 
Abwasserleitungen ausgestattet sind , Neubauten errichtet, so sind alle 
Einrichtungen für den späteren Anschluss vorzubereiten; das gleiche gilt, wenn in 
bereits bestehenden Bauten die vorhandenen Abwassereinrichtungen wesentlich 
geändert oder neu angelegt werden sollen. 

(12) Die Stadtwerke können auch den Anschluss von unbebauten Grundstücken 
verlangen oder zulassen, wenn besondere Gründe (z.B. das Auftreten von 
Missständen) oder das öffentliche Interesse dies erfordern . 

(13) Bei Neu- und Umbauten muss der Anschluss vor der Fertigstellung des 
Bauvorhabens bzw. der Benutzung des Baues ausgeführt sein. 



(14) Wird das Abwassernetz nachträglich für die Ableitung von nicht vorgeklärtem 
Schmutzwasser eingerichtet, so müssen die erforderlichen Arbeiten auf dem 
angrenzenden Grundstück innerhalb von zwei Monaten ausgeführt sein. 

§12 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

(1) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind abflusslose 
Gruben und Kleinkläranlagen für Schmutzwasser im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 1 WHG. Betreiber der Grundstücksentwässerungsanlage ist der 
Grundstückseigentümer. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist gemäß § 60 
WHG und § 56 LWG NRW nach den jeweils in Betracht kommenden Regeln der 
Technik zu bauen, zu betreiben und zu unterhalten. 

(2) Entsprechen bereits zugelassene Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den 
wasserrechtlichen Vorschriften, so hat der Grundstückseigentümer innerhalb 
einer angemessenen Frist sicherzustellen, dass entsprechende Auflagen erfüllt 
werden. 

(3) Grundstücksentwässerungsanlagen nach näherer Bestimmung der Stadtwerke 
müssen angelegt werden, wenn 

a) eine Befreiung vom Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage erteilt ist (§ 9 
i.V.m. § 49 LWG NRW); 

b) in die öffentliche Abwasseranlage Schmutzwasser nicht eingeleitet werden darf, 
sondern auf dem Grundstück zurückgehalten werden muss. In diesem Falle darf 
der Überlauf aus der Grundstücksentwässerungsanlage nur ausnahmsweise und 
auch nur dann an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden, wenn 
das Abwasser entsprechend dem genehmigten Entwurf unschädlich gemacht 
worden ist. In diesen Fällen kann der Anschluss von Niederschlagswasser binnen 
zweier Monate nach betriebsfertiger Herstellung der Netzleitung verlangt werden. 

(4) Bei einem nachträglichen Anschluss des Grundstücks an die öffentliche 
Abwasseranlage hat der Anschlussnehmer auf seine Kosten binnen einer Frist 
von zwei Monaten nach dem Anschluss alle bestehenden oberirdischen und 
unterirdischen Abwassereinrichtungen, insbesondere Gruben, Schlammfänge, 
Sickeranlagen, alte Kanäle, soweit sie nicht Bestandteil der neuen Anlage 
geworden sind , außer Betrieb zu setzen, zu entleeren, zu reinigen und zu 
beseitigen bzw. ordnungsgemäß zu verfüllen. 

(5) Für den ordnungsgemäßen Betrieb von Grundstücksentwässerungsanlagen 
sowie für ihr laufende Unterhaltung, ordnungsgemäße Wartung und Reinigung ist 
der Anschlussberechtigte verantwortlich. Für Betrieb und Wartung sind die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik zu befolgen. Die Stadtwerke sind 
berechtigt, die Anlage und den Betrieb zu überwachen und die Einhaltung der bei 
der Genehmigung erteilten Auflagen und Bedingungen zu überprüfen. Bei einem 



nicht ordnungsgemäßen Betrieb oder Verstoß gegen die satzungsrechtlichen 
Vorschriften sowie bei Verstoß gegen wasserrechtliche Vorschriften sind die 
Stadtwerke berechtigt, die Anlagen auf Kosten des Anschlussberechtigten selbst 
zu betreiben. 

(6) Die Stadtwerke führen die laufende Entleerung der Gruben sowie die Abfuhr des 
Schlammes aus Kleinkläranlagen auf Kosten des Anschlussberechtigten selbst 
oder durch einen Dritten durch. 

(7) Die Vorschriften in §§ 3, 4, 5, 7 und 8 über Anschluss- und Benutzungsrecht und 
-zwang gelten für Grundstücksentwässerungsanlagen sinngemäß. 

§ 13 
Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 

(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen gilt die 
Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser - SüwVO Abw NRW). Private 
Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 56 LWG NRW, § 8 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW so zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an 
die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die 
ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG 
NRW gegenüber den Stadtwerken. 

(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur 
durch anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW durchgeführt 
werden . 

(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzugänglich verlegte 
private Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser 
oder mit diesem vermischten Niederschlagswasser einschließlich verzweigter 
Leitungen unter der Keller-Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne 
Keller sowie zugehörige Einsteigeschächte oder lnspektionsöffnungen zu prüfen. 
Ausgenommen von der Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwVO Abw NRW 
Abwasserleitungen, die zur alleinigen Ableitung von Niederschlagswasser dienen 
und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes 
Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 

(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und 
Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich 
aus den§§ 7 bis 9 SüwVO Abw NRW. Nach§ 8 Abs. 2 SüwVO Abw NRW hat 
der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW der 
Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach 
ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlichen Änderung unverzüglich von 
Sachkundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik auf deren 
Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen 
für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 3 und 
Abs. 4 SüwVO Abw NRW. Legt die Gemeinde darüber hinaus durch gesonderte 
Satzung gemäß§ 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so werden 
die betroffenen Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die 
Stadtwerke hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und 
Beratungspflicht(§ 46 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, 



wenn die Stadtwerke Satzungen nach altem Recht gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 
LWG NRW fortführt. 

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach 
§ 8 Abs. 1 Satz 4 SüwVO Abw NRW gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 
1610 als allgemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 
keine abweichenden Regelungen trifft. 

(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und 
Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 
zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO 
Abw NRW genannten Anlagen beizufügen. 

(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01 .01.1996 auf Zustand und 
Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach§ 11 SüwVO Abw NRW 
keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum 
Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entsprochen haben. 

(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich 
grundsätzlich aus§ 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen 
von den Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW können die 
Stadtwerke gemäß§ 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW nach pflichtgemäßem 
Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

§14 
Auskunfts- und Betretungsrecht 

(1) Die Stadtwerke sind berechtigt, die haustechnischen Abwasseranlagen, die 
Hausanschlussleitungen sowie Grundstücksentwässerungsanlagen zu 
überprüfen. Den damit beauftragten Personen ist zu allen Teilen der Anlagen 
Zutritt zu gewähren. Die Grundstückseigentümer und Besitzer sind verpflichtet, 
die Überprüfungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur 
Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgänge zu 
gewähren und die sonst erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Werden bei der Überprüfung Mängel festgestellt, hat sie der 
Grundstückseigentümer unverzüglich zu beseitigen. 

(3) Die Stadtwerke können vom Grundstückseigentümer oder Besitzer jederzeit 
Auskünfte und Erklärungen über alle mit der Abwasserbeseitigung ihrer 
Grundstücke zusammenhängenden Fragen, insbesondere zu Art und Umfang 
des Abwassers und seiner Entstehung verlangen. 



(4) Die Grundrechte der Verpflichteten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 GG (Freiheit 
der Person), Art. 13 (Unverletzlichkeit der Wohnung) und Art. 14 GG (Eigentum) 
sind insbesondere bezogen auf die Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG 
NRW gemäß§ 124 LWG NRW eingeschränkt. 

§15 
Zwangsmaßnahmen 

Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser Satzung gilt das 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 23.07.1957 
(GV NW S. 216/SGV NW 2010) in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 16 
Haftung 

(1) Der Anschlussnehmer und der lndirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße 
Benutzung der haustechnischen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser 
Satzung zu sorgen. Sie haften für alle Schäden und Nachteile, die den 
Stadtwerken infolge eines mangelhaften Zustandes oder einer satzungswidrigen 
Benutzung der haustechnischen Abwasseranlagen oder infolge einer 
satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage entstehen. 

(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadtwerke von 
Ersatzansprüchen Dritter freizustellen. 

(3) Die Stadtwerke haften nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt hervorgerufen 
werden. Sie haftet auch nicht für Schäden, die dadurch entstehen, dass die 
vorgeschriebenen Rückstausicherungen nicht vorhanden sind oder nicht 
ordnungsgemäß funktionieren. 

§ 17 
Berechtigte und Verpflichtete 

(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümer 
ergeben , gelten entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung 
des Grundstücks dinglich Berechtigte sowie für die Träger der Baulast von 
Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortstei le. 

(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten , die sich aus dieser Satzung für die 
Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ergeben, für jeden, der 

a) berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlossenen Grundstücken 
anfallende Abwasser abzuleiten (also insbesondere auch Pächter, Mieter, 
Untermieter etc.) 

oder 

b) der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt. 



(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

§ 18 
Ordnungswidrigkeiten 

Vorsätzliche und fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen die §§ 5, 6, 10, 11 , 12, 13 sowie 
14 dieser Satzung können mit Bußgeld in Höhe von bis zu 1.000 € geahndet werden. 

§19 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Abwassersatzung der Stadt Erftstadt in der Fassung vom 11 .04.2011 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzungsänderung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW in der aktuellen 
Fassung beim Zustandekommen der Satzung (sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
Flächennutzungsplan) nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt 

tadt, den /f--1 . 01-. J...OA ~ 



BE KANN 
MACH UN ~~~fl 

Nr. '5: SI ;)OA g 

Preisregelung Abwasser vom /f ,1. rJt- · i 041 

Der Rat der Stadt Erftstadt hat in seiner Sitzung am 02.07.2019 aufgrund des§ 41 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW S. 666 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01.01 .2019 (GV NRW S. 
738), § 5 Abs. 5 Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO), zuletzt 
geändert durch Artikel 26 Artikel 26 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559), und 
dem § 6 Betriebssatzung der Stadtwerke Erftstadt vom 25.10.2016 folgende Preisregelung 
Abwasser beschlossen: 

§1 
Einmalige Entgelte (Baukostenzuschuss) 

Der Baukostenzuschuss nach § 4 der AEB-A beträgt pro Quadratmeter anrechnungsfähiger und 
gewichteter Fläche: 

1.1 zu § 4 Abs. 7 a), c) der AEB-A: 

Schmutzwasser 
Oberflächenwasser 

1.2 zu§ 4 Abs. 7 b) AEB-A: 

Schmutzwasser 
Oberflächenwasser 

1,02 €/m2 

1,02 €/m2 

4,09 €/m2 

4,35 €/m2 

1.3 Der Baukostenzuschuss wird gemindert, wenn der Kunde eine Druckstation zu betreuen 
hat und gemäß Ziffer 1.2 für Schmutzwasser abgerechnet wird: 3.000,00 €/Station 

§2 
Zweite Wasseruhr 

Die Kosten für einen Absatzmengenzähler (Gartenzähler) oder eine zweite Wasseruhr zur 
Messung der Abwassermengen aus der Wasserversorgung Dritter oder der kundeneigenen 
Brauchwasserversorgung nach § 6 Abs. 4 und 5 AEB-A betragen 2,40 €/Monat. 



§ 3 
Benutzungsentgelte 

Die Kanalbenutzungsentgelte nach § 5 der AEB-A berechnen sich wie folgt: 

a) Schmutzwasser je cbm 1,62 € 

b) Niederschlagswasser je qm 0,71 € 

§4 
Kostenerstattung für Erneuerung, Beseitigung und Änderung von 

Hausanschlussleitungen sowie andere Ersatzansprüche 

Die Kostenerstattung für Erneuerungen sowie weitere Herstellung, Beseitigung und Änderung 
der Hausanschlussleitungen nach § 4 Abs. 10 AEB-A, die Entleerung von 
Grundstückskläreinrichtungen nach § 9 AEB-A sowie andere Kostenerstattungs- und 
Ersatzansprüche nach den AEB-A werden zu den entstehenden Selbstkosten in Rechnung 
gestellt, wobei als Gemeinkostenzuschlag 7 % angesetzt werden. 

§5 
Fälligkeit von Forderungen und Mahnkosten 

Forderungen der Stadtwerke sind allgemein innerhalb von 14 Tagen zu begleichen, es sei denn, 
die Rechnung weist eine andere Zahlungsfrist aus. Bei Zahlungsverzug wird für jede Mahnung 
eine Pauschale in Höhe von 5,00 € erhoben. Die Stadtwerke sind außerdem berechtigt, alle 
sonstigen Beitreibungskosten sowie Verzugszinsen zu berechnen. 

§6 
Inkrafttreten 

Die Preisregelung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Die Preisregelung 
Abwasser der Stadtwerke Erftstadt vom 01 .01.2010 tritt zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzungsänderung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gemäß§ 7 Abs. 6 GO NRW in der aktuellen 
Fassung beim Zustandekommen der Satzung (sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
Flächennutzungsplan) nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt 

stadt, den ;( .-1 . Dl- . ;).. 0 .A ~ 
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Allgemeine Entsorgungsbedingungen für Abwasser- AEB-A -
der Stadtwerke Erftstadt vom /f A. (T-J.. ').0.A ~ 

Aufgrund 

des § 7 in Verbindung mit § 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein
Westfalen in der zur Zeit gültigen Fassung 

§ 7 der Betriebssatzung der Stadtwerke Erftstadt vom 25.10.2016 

hat der Rat der Stadt Erftstadt in seiner Sitzung am 02.07.2019 folgende AEB-A beschlossen, 
die das Verhältnis zwischen den Benutzern der Abwasseranlagen und den Stadtwerken 
Erftstadt gemäß der gültigen Abwassersatzung der Stadt Erftstadt regelt. 

§1 
Entsorgungsvertrag 

(1) Die Stadtwerke Erftstadt, nachstehend "Stadtwerke" genannt, schließen mit dem 
Anschluss- und Benutzungsberechtigten gern. § 3 der Abwassersatzung der Stadt 
Erftstadt, nachstehend "Anschlussnehmer" genannt, einen Anschluss- und 
Entsorgungsvertrag, nachstehend "Entsorgungsvertrag" genannt, nach dieser AEB-A ab. 

(2) Vertragspartner ist der Grundstückseigentümer des anzuschließenden Grundstückes. 
Die Stadtwerke können in besonderen Fällen Erbbauberechtigte, Nießbraucher des 
Grundstückes, Pächter, Mieter und andere als Vertragspartner zulassen. 

(3) Der Entsorgungsvertrag kommt auf schriftlichen Antrag zustande, wenn die Stadtwerke 
dem Antrag nicht innerhalb von 4 Wochen widersprechen. Die Ablehnung kann sich nur 
auf Gründe des § 4 Abs. 1 der Abwassersatzung der Stadt Erftstadt stützen. 

(4) Werden öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen tatsächlich in Anspruch genommen, 
gilt der Entsorgungsvertrag als abgeschlossen. Vertragsbeginn ist die erste Einleitung 
von Abwasser. 



§2 
Antragstellung 

(1) Der Antrag auf Entsorgung ist auf besonderem Vordruck der Stadtwerke vor Herstellung 
des Hausanschlusses bzw. dessen Benutzung zu stellen. Er enthält insbesondere 

a) Name und Anschrift des Grundstückseigentümers (Anschlussnehmer); 

b) Grundstücksbeschreibung; 

c) Erklärung des Anschlussnehmers zur Anerkennung dieser AEB-A nebst der 
Preisregelung Abwasser. 

(2) Der Antrag ist erforderlich: 

a) bei Neuanschluss des Grundstückes; 

b) wenn zusätzliche Anschlüsse gewünscht werden; 

c) wenn vorhandene Anschlüsse geändert werden sollen. 

(3) Der Antrag ist nicht erforderlich: 

a) wenn ein Entsorgungsverhältnis aufgrund früherer Regelungen zustande gekommen ist; 

b) wenn Änderungen oder Erneuerungen an den Abwasserbeseitigungsanlagen von den 
Stadtwerken durchgeführt oder veranlasst werden. 

§3 
Art und Umfang der Entsorgung 

(1) Die Stadtwerke übernehmen die Beseitigung der nach den Bestimmungen der 
Abwassersatzung der Stadt Erftstadt eingeleiteten Abwässer zu den Bedingungen dieser 
AEB-A und zu den Preisen der Preisregelung Abwasser. 

(2) Die Stadtwerke sind verpflichtet, solange das Vertragsverhältnis besteht, Abwasser 
entsprechend der Abwassersatzung der Stadt Erftstadt abzunehmen. Die Abnahme 
erfolgt mit der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage. 

§ 4 
Einmalige Entgelte (Baukostenzuschüsse} 

(1) Bei einem Anschluss an die Abwasserbeseitigungsanlagen oder Teile der 
Abwasserbeseitigungsanlagen ist jeder Anschlussnehmer verpflichtet, für die Erstellung, 
den Ausbau oder die Erweiterung der Abwasserbeseitigungsanlagen im 
Entsorgungsgebiet der Stadtwerke einmalige Entgelte (Baukostenzuschüsse) zur 
Deckung der bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendigen Kosten zu zahlen. 

(2) Grundlage für die Ermittlung des von den Anschlussnehmern als Baukostenzuschuss zu 
übernehmenden Kostenanteils sind die in der Eigenbetriebsverordnung und in der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen enthaltenen Bestimmungen für die 
Grundsätze der Führung wirtschaftlicher Unternehmen. 
Die Art der Ermittlung wird an öffentlich-rechtliche Grundsätze angelehnt. 



(3) Baukostenzuschüsse werden von den Anschlussnehmern erhoben bei einem mittelbaren 
oder unmittelbaren Anschluss 

a) an eine Abwasserleitung ohne Weiterleitung an zentrale Reinigungsanlagen (nur für 
Niederschlagswasser der befestigten Flächen); 

b) an eine Abwasserleitung mit Weiterleitung an zentrale Reinigungsanlagen (nur 
Schmutzwasser); 

c) an eine Abwasserleitung mit Weiterleitung an zentrale Reinigungsanlagen 
(Schmutzwasser und Niederschlagswasser von den befestigten Flächen); 

d) an eine Abwasserleitung mit Weiterleitung an zentrale Reinigungsanlagen 
(Schmutzwasser und das Niederschlagswasser der befestigten Flächen nur teilweise). 

(4) Im Baukostenzuschuss sind die Kosten der erstmaligen Herstellung einer 
Grundstücksanschlussleitung je Grundstück vom Hauptkanal bis zur Grundstücksgrenze 
erhalten. Die Vergütung zusätzlicher Anschlüsse z.B. für die Bebauung eines 
Einzelgrundstücks mit einem Doppelhaus, richtet sich nach § 4 Abs. 9. 

(5) Bemessungsgrundlagen für den Baukostenzuschuss sind 

a) die Grundstücksfläche; (Grundstücksdefinition siehe § 2 Nr. 13 Abwassersatzung der 
Stadt Erftstadt) 

b) Art und Maß der baulichen Nutzung 
sowie die Sätze nach der "Preisregelung Abwasser". 

aa) Als Grundstücksfläche gelten 

aaa) im Bereich eines Bebauungsplanes mit baulicher oder gewerblicher Nutzung die 
gesamte Grundstücksfläche; 

aab) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine andere als 
bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht: 

- bei Grundstücken, die an eine kanalisierte Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche 
von der Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m, wobei der Abstand 
parallel zur Straßenbegrenzungslinie gemessen wird; 

- bei Grundstücken, die nicht unmittelbar an eine kanalisierte Erschließungsanlage 
angrenzen, oder lediglich durch einen dem Grundstück dienenden Weg mit dieser 
verbunden sind, die Fläche von der zu der Erschließungsanlage liegenden 
Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m; 

- bei Grundstücken, die an mehrere kanalisierte Erschließungsanlagen angrenzen, die 
Fläche von diesen Anlagen bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m, wobei der Abstand 
parallel zur jeweiligen Straßenbegrenzungslinie gemessen wird. Bei Grundstücken, die 
an mehrere kanalisierte Erschließungsanlagen angrenzen, die Fläche von diesen 
Anlagen bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m, wobei der Abstand parallel zur 
jeweiligen Straßenbegrenzungslinie gemessen wird. 

Die Tiefenbegrenzung nach aab) gilt nicht bei Grundstücken, die überwiegend oder 
ausschließlich gewerblich, industriell, für Geschäfts-, Büro- oder Verwaltungsgebäude 
genutzt werden. Geht die relevante Nutzung tatsächlich über die vorgenannten 
Tiefenbegrenzungsregelungen von 50 m hinaus, so ist auch die Tiefe dieser 



übergreifenden Nutzung zu berücksichtigen. In diesen Fällen ergibt sich die etwaige 
Tiefenbegrenzung aus der hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung. 
Private Zugangs- oder Zufahrtsgrundstücke, die dem Zahlungspflichtigen gehören, an 
denen er Anteileigentum oder ein Erbrecht hat, gelten nicht als Grundstücksfläche im 
Sinne dieser Vorschrift. 

bb) Für die Bewertung von Art und Maß der baulichen Nutzung wird die nach aa) zu 
berücksichtigende Grundstücksfläche mit Zuschlägen (Vomhundertsatz) multipliziert, die 
wie folgt zu veranschlagen sind: 

bba) nach Geschosszahl: 

- bei eingeschossiger Bebaubarkeit 100 v.H. 

- bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 130 v.H. 

- bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 150 v.H. 

- bei vier- oder fünfgeschossiger Bebaubarkeit 160 v.H. 

- bei sechs- oder mehrgeschossiger Bebaubarkeit 170 v.H. 

bbb) Festlegung der Geschosszahl bei Grundstücken innerhalb des 
Geltungsbereiches eines Bebauungsplans: 

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der 
Vollgeschosse. Dies gilt entsprechend, wenn ein Bebauungsplan sich in der Aufstellung 
befindet und den Verfahrensstand im Sinne des § 33 Baugesetzbuch erreicht hat. Sind 
nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baumassenzahl 
geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden. Ist 
nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die 
höchstzulässige Höhe geteilt durch 3,0, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder 
abgerundet werden. Ist zum Zeitpunkt des Anschlusses eine größere Geschosszahl 
zulässig oder vorhanden, so ist diese zugrunde zu legen. 
Festlegung der Geschosszahl bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines 
Bebauungsplans oder für Grundstücke für die ein Bebauungsplan die Zahl der 
Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt: 
Bei bebauten Grundstücken ergibt sich die Geschosszahl aus der Höchstzahl der 
tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der 
Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe 
des Bauwerkes geteilt durch 3,0, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder 
abgerundet werden. Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der 
auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse. Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber 
gewerblich genutzt werden können, werden zwei Vollgeschosse zugrunde gelegt, womit 
auch die Nutzungsart berücksichtigt ist. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder 
Stellplätze zulässig oder vorhanden sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 

bbc) nach Nutzungsart: 

Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Nutzungsart werden die unter bba) für das 
Maß der Grundstücksnutzung einschlägigen Faktoren um 50 v.H. erhöht bei 
Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und 
Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszentren, 
großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs- und Kongressgebiet. Dies gilt 
entsprechend bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch 
Bebauungsplan eine nach Satz 1 vergleichbare Nutzung zulässig ist sowie bei 
Grundstücken in sonstigen Gebieten, die zu mehr als ein Drittel der vorhandenen 
Gebäudeflächen gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise (z.B. Grundstücke mit 
Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-. Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden. 
Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, gilt die 
tatsächlich so genutzte Fläche als Gebäudefläche. 



(6) Die Stadtwerke können in besonders gelagerten Fällen, in denen die Anwendung der 
o.a. Baukostenzuschüsse zu offenbar unbilligen Ergebnissen führt, im Einzelfall eine 
andere Regelung treffen. Dies gilt einerseits für Betriebe, durch deren 
Abwassereinleitung hinsichtlich der Menge und Verschmutzungsgrad 
Mehraufwendungen bei der Abwasserbeseitigung oder -behandlung erforderlich werden. 
Andererseits sind wirtschaftliche Grundstücke festzulegen, wenn insbesondere 
außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile Gebäude auf sehr großen 
Grundstücken stehen (z. B. Bauernhof auf Ackerparzelle, Campingplatz im Wald, 
Umkleidegebäude auf Sportplatz); die wirtschaftliche Grundstücksgröße soll so 
bemessen sein, als ob das Gebäude auf einem ländlich strukturierten innerörtlichen 
Grundstück steht. Werden später weitere Gebäude auf dem Grundstück errichtet, ist 
adäquat ein weiterer Baukostenzuschuss fällig . 

(7) Die Baukostenzuschüsse werden getrennt nach Schmutzwasser- und 
Niederschlagswasserbeseitigung berechnet. Grundlagen der Berechnung sind: 

a) bei Neubaugebieten die erwarteten Kosten für die Kanalisation des Gebietes 
einschließlich Ableitungssammler und Regenbecken zuzüglich eines Festbetrages für 
die zentrale Niederschlagswasser- und Schmutzwasserklärung und für 
Transportsammler. 

b) bei Grundstücken 
- die am 01.01.1996 bereits bebaut sind und im Vollzug des Wasserrechtes noch an die 
Kanalisation angeschlossen werden müssen, 

- die in und am Rande der Ortslagen liegen und nach Änderung des Planungsrechts 
bebaut werden können sowie bei Baulücken in Altbaugebieten, 
die durchschnittlichen Aufwendungen im Entsorgungsgebiet, wobei für eventuell 
notwendige kundeneigene Druckstationen ohne Anerkennung einer Rechtspflicht ein 
Abzug erfolgt. 

c) Soweit die Anschlussnehmer Druckstationen zu betreiben haben bei 

- neuen außerhalb der Ortslagen errichteten Gebäuden 

- vorhandenen, außerhalb der Ortslagen liegenden Gebäuden, die, bedingt durch 
Nutzungsänderungen, angeschlossen werden müssen 
die erwarteten Kosten für die Kanalisation des Gebietes einschließlich 
Ableitungssammler und Regenbecken zuzüglich eines Festbetrages für die zentrale 
Niederschlagswasser- und Schmutzwasserklärung und für Transportsammler. 

(8) Wird ein bereits an die Abwasseranlage angeschlossenes Grundstück durch 
Hinzunahme eines angrenzenden Grundstückes, für welches ein öffentlich-rechtlicher 
Beitrag oder ein Baukostenzuschuss noch nicht erhoben wurde, zu einer wirtschaftlichen 
Einheit verbunden, so ist der Baukostenzuschuss für das hinzukommende Grundstück 
nachzuzahlen, soweit hierdurch eine ergänzende bauliche Ausnutzung möglich wird. 

(9) Wird die Erneuerung, Beseitigung, Änderung oder zusätzlicher Verlegung einer 
Grundstücksanschlussleitung von den Stadtwerken verlangt, so hat der 
Anschlussnehmer die den Stadtwerken tatsächlich entstandenen Kosten mit einem 
Gemeinkostenzuschlag zu erstatten. 



(10) Vor Verlegung eines Kanalhausanschlusses in einem mit Entsorgungsleitungen 
versehenen Bereich hat der Anschlussnehmer einen angemessenen 
Baukostenzuschuss für die Erstellung eines Anschlusses nach Abs. 3 zu zahlen. Bei 
zwangsweiser Einziehung der Baukostenzuschüsse im gerichtlichen Mahnverfahren 
werden Zinsen in Höhe des Kontokorrentzinssatzes der Stadtwerke bei der VR Bank 
Rhein-Erft eG geltend gemacht. Stundungen sind nur in sozialen Härtefällen möglich. Sie 
sind mit 0,5 % je Monat zu verzinsen und richten sich nach den Sozialhilfesätzen plus 50 
% und Kosten der Wohnung aller im Haushalt lebenden Personen. 

§5 
laufende Entgelte (Benutzungsgebühr) 

(1) Die Stadtwerke Erftstadt erheben getrennte Abwasserentgelte für die Beseitigung von 
Schmutz- und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 
Versickern, Verregnen und Verrieseln) . 

(2) Das Schmutzwasserentgelt bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 6). 

(3) Das Niederschlagswasserentgelt bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der 
bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen 
Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in die öffentliche 
Abwasseranlage gelangen kann (§ 7). 

(4) Die Rechnungserteilung erfolgt jährlich nachträglich. Auf den zu erwartenden 
Rechnungsbetrag werden 2-monatliche Abschlagszahlungen zum 28.02., 30.04., 30.06., 
31 .08., 31 .10., und 31 .12. eines jeden Jahres erhoben, deren Höhe sich am 
Wasserverbrauch im vorangegangenen Abrechnungsjahr bemisst. Bei Neukunden wird 
der Durchschnittsverbrauch vergleichbarer Kunden zugrunde gelegt, wobei in 
Ermangelung anderer Vergleichswerte eine Abwassermenge von jährlich 40 cbm je 
Person angenommen wird. Die endgültige Abrechnung erfolgt aufgrund des 
tatsächlichen Verbrauchs am Ende des jeweiligen Abrechnungsjahres bei gleichzeitiger 
Verrechnung der hierauf gezahlten Abschläge. Die Abschläge für das laufende Jahr 
werden entsprechend angepasst. 

(5) Rechnungen und Abschlagsmitteilungen werden dem Anschlussnehmer vorgelegt oder 
zugesandt. Sie werden zu dem von den Stadtwerken angegebenen Zeitpunkt, frühestens 
zwei Wochen nach Zugang, fällig. Der Anschlussnehmer hat auf Verlangen der 
Stadtwerke einen Vertreter zu benennen, an den diese alle das Vertragsverhältnis 
betreffenden Erklärungen rechtswirksam abgeben, und insbesondere Rechnungen 
vorlegen können. Rechnungsbeträge und Abschläge sind bis zum Fälligkeitstag porto
und gebührenfrei an die Stadtwerke zu entrichten. Einwände gegen Rechnungen und 
Abschlagsfestsetzungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur 
Zahlungsverweigerung nur, wenn 

a) sich aus den Umständen ergibt, dass offensichtlich Fehler vorliegen und 

b) der Zahlungsaufschub oder die Zahlungsverweigerung innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der fehlerhaften Rechnung oder Abschlagsberechnung geltend gemacht wird . 

(6) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Tarife, so wird das für die 
neuen Tarife maßgebliche Entgelt zeitanteilig berechnet. Bei zwangsweiser Einziehung 
der laufenden Entgelte im gesetzlichen Mahnverfahren werden Zinsen in Höhe des 
Kontokorrentzinssatzes der Stadtwerke bei der VR Bank Rhein-Erft eG geltend gemacht. 



§6 
Schmutzwasserentgelte 

(1) Das Entgelt für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen 
Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m3

) 

Schmutzwasser. 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
bezogene Frischwassermenge (§ 6 Abs. 3) und die aus sonstigen 
Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen und 
Vorrichtungen zur Entnahme von Wasser aus Wasserläufen) gewonnene Wassermenge 
(§ 6 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und 
zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die öffentliche Abwasseranlage 
eingeleitet werden (§ 6 Abs. 5). 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. 
Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit 
dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein 
Wasserzähler offenbar nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so gilt die von dem 
Wasserversorgungsunternehmen aufgrund vorangegangener oder späterer 
Wasserzählerablesungen festgestellte Verbrauchsmenge als Grundlage der 
Entgeltabrechnung. Die Wassermenge kann geschätzt werden. 

(4) Die Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen(§ 6 Abs. 2) werden durch 
einen von den Stadtwerken eingebauten Zweitwasserzähler ermittelt. 

(5) Die Wassermengen, die zur Gartenbewässerung entnommen und nicht in die 
Abwasseranlage eigengeleitet werden, müssen durch einen geeichten und von den 
Stadtwerken eingebauten Wasserzähler ermittelt werden. Die Ablesung erfolgt jährlich in 
Verbindung mit der Ablesung des Frischwasserzählers. Die ermittelte Wassermenge 
wird bei der Berechnung des Schmutzwasserentgeltes vollständig abgesetzt. Alle 
Messeinrichtungen müssen den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen; dieser werden 
im 6-jährigen Turnuswechsel auf Kosten der Stadtwerke ausgetauscht. 

§7 
Niederschlagswasserentgelt 

(1) Grundlage der Entgeltberechnung für das Niederschlagswasser ist die Quadratmeterzahl 
der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, von denen 
Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in 
die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung 
liegt insbesondere vor, wenn von bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 
Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser in die öffentliche 
Abwasseranlage gelangen kann. 

(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der 
Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, den Stadtwerken auf Anforderung die 
Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die 
öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück 



mitzuteilen (Mitwirkungspflicht) . Die Stadtwerke erstellen durch eine Überfliegung des 
Stadtgebietes Luftbilder von den Grundstücken. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein 
zeichnerischer Lageplan zur Befragung des Grundstückseigentümers entwickelt, aus 
welchem sich die bebauten und/oder befestigten abflusswirksamen Flächen ergeben, 
von denen das Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, zu dem zeichnerischen Lageplan Stellung zu 
nehmen und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen Flächen durch die Stadtwerke 
zutreffend ermittelt worden sind. Soweit erforderlich, können die Stadtwerke die Vorlage 
weiterer Unterlagen einfordern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner 
Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten 
Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute (bzw. 
überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche von den Stadtwerken 
geschätzt. Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur 
verursachergerechten Abrechnung der Niederschlagswasserentgelte und zum Nachweis 
der rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswasserentgelte. Insoweit hat der 
Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden. 

(3) Wird die Größe der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche verändert, 
so hat der Grundstückseigentümer dies den Stadtwerken Erftstadt innerhalb eines 
Monates nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Für die Änderungsanzeige gilt § 
7 Abs. 2 entsprechend. Die veränderte Größe der bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
befestigten Fläche wird mit dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die 
Änderungsanzeige durch den Entgeltpflichtigen den Stadtwerken Erftstadt zugegangen 
ist. 

(4) Bei versickerungsfähigen befestigten Flächen (mit einer Durchlässigkeit von mehr als 
500 Liter pro Sekunde und Hektar dauerhaft) wird eine Befreiung vom 
Niederschlagswasserentgelt erteilt. 

(5) Bei der Flächenversickerung ist die Versickerungsfähigkeit des eingebauten Produktes 
bzw. die versickerungsrelevante Herstellung der Fläche nachzuweisen. Die Stadtwerke 
Erftstadt behalten sich vor, Versickerungsflächen, von denen nachweislich 
Niederschlagswasser der öffentlichen Abwasseranlage zugeführt wird, von der 
Entgeltbefreiung auszuschließen. 

(6) Im Fall des Betriebs von Anlagen zur Rückhaltung und Nutzung von 
Niederschlagswasser (z. B. Regentonnen, Zisternen) zur Gartenbewässerung, reduziert 
sich je 1,0 m3 (Kubikmeter) effektivem Fassungsvermögen der Einrichtung die für die 
Erhebung des Niederschlagswasserentgeltes maßgebliche Fläche um 10 m2 

(Quadratmeter). Voraussetzung für den Abzug ist ein Mindestrückhaltevolumen von 1 
m3

. Der Abzug erfolgt nur von Flächen die an die Einrichtung angeschlossen sind. 

(7) Im Fall des Betriebs von Anlagen zur Rückhaltung und Nutzung von 
Niederschlagswasser als Brauchwasser (z. B. zur Verwendung für die Waschmaschine 
oder die Toilettenspülung), reduziert sich je 1,0 m3 effektivem Fassungsvermögen der 
Brauchwasseranlage die für die Erhebung des Niederschlagswasserentgeltes 
maßgebliche Fläche um 15 m2 . Voraussetzung für den Abzug ist ein 
Mindestrückhaltevolumen von 1 m3

. Der Abzug erfolgt nur von Flächen die an die 
Einrichtung angeschlossen sind. 



§8 
Sonderregelungen 

(1) Für gewerbliche und industrielle Abwässer, deren Ableitung und Reinigung erhöhte 
Kosten verursachen, können Sonderregelungen mit erhöhten Entgelten abgeschlossen werden. 

(2) Für Großverbraucher und in den Fällen, in denen lediglich besonders sauberes 
Abwasser eingeleitet wird, können Sonderregelungen mit verringerten Entgelten abgeschlossen 
werden. 

§9 
Die Entleerung von Grundstückskläreinrichtungen sowie Sammelgruben 

Die Kostenerstattung für die Entleerung von Grundstücksentwässerungs-einrichtungen richtet 
sich nach den entstehenden Selbstkosten der Stadtwerke zuzüglich Gemeinkostenanteil. 
Bezüglich Fälligkeit und Beitreibung des Anspruches gelten die Regelungen des§ 6 sinngemäß. 

§ 10 
Laufzeit des Entsorgungsvertrages, Kündigung 

(1) Bei einem Eigentumswechsel ist der Anschlussnehmer berechtigt, den Vertrag jederzeit 
mit zweiwöchiger Frist auf das Ende eines Kalendermonats zu kündigen. 

(2) Ein Wechsel in der Person des Anschlussnehmers ist den Stadtwerken von dem 
bisherigen oder neuen Anschlussnehmer unverzüglich mitzuteilen. Die Stadtwerke sind 
verpflichtet, dem Eintritt des Dritten in die sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden 
Rechte und Pflichten zuzustimmen, sofern keine trift igen Gründe dem entgegenstehen. 

(3) Die Stadtwerke sind berechtigt, die Anschlussleitung eines Grundstückes von der 
öffentlichen Sammelleitung abzutrennen, zu entfernen oder zu verschließen, wenn das 
Vertragsverhältnis abgelaufen ist oder wenn seit länger als einem Jahr kein Abwasser 
eingeleitet wurde. Wird der Antrag auf Wiederaufnahme der Entsorgung gestellt, so 
gelten die Bestimmungen für Neuanschlüsse. 

(4) Die Kündigung bedarf der Schriftform und darf den Bestimmungen der Abwassersatzung 
der Stadt Erftstadt nicht widersprechen. 

(5) Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige Absperrung seines Anschlusses gegen 
Erstattung der damit verbundenen Kosten beantragen, ohne damit das 
Vertragsverhältnis zu lösen. 

§ 11 
Einstellung der Entsorgung, fristlose Kündigung 

(1) Die Stadtwerke sind berechtigt, die Entsorgung fristlos einzustellen, wenn der 
Anschlussnehmer den AEB-A zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um 

a) eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden; 



b) die Einleitung von Abwasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen für den Frischwasserbezug, der grundsätzlich auch als 
Abwassermenge gilt, zu verhindern oder 

c) zu gewährleisten, dass unzumutbare Störungen anderer Anschlussnehmer oder 
störende Rückwirkungen auf die Einrichtungen der Stadtwerke oder Dritter 
ausgeschlossen sind. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung einer 
Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, sind die Stadtwerke berechtigt, die Entsorgung 
zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Anschlussnehmer 
darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der 
Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass der Anschlussnehmer 
seinen Verpflichtungen nachkommt. 

(3) Die Stadtwerke haben die Entsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die 
Gründe für ihre Einstellung entfallen und der Anschlussnehmer die Kosten der 
Einstellung und Wiederaufnahme der Entsorgung ersetzt hat. 

(4) Die Stadtwerke sind in den Fällen des Abs. 1 berechtigt, das Vertragsverhältnis fristlos 
zu kündigen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen nach Abs. 2 sind die Stadtwerke zur 
fristlosen Kündigung berechtigt, wenn diese zwei Wochen vorher angedroht wurde. 

§ 12 
Erfüllungsort und Gerichtsstand 

(1) Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus diesen AEB-A sowie der ist Erftstadt. Als 
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten zwischen den Stadtwerken und dem 
Anschlussnehmer aus den AEB-A nebst der Preisregelung Abwasser ist Erftstadt 
vereinbart, sofern der Anschlussnehmer Kaufmann in dem in § 38 Abs. 1 ZPO 
verwendeten Sinne ist. 

(2) Ebenso ist Erftstadt als Gerichtsstand für alle Streitigkeiten zwischen den Stadtwerken 
und dem Anschlussnehmer aus diesen AEB-A nebst der Preisregelung Abwasser für die 
Fälle vereinbart, dass 

a) der im Klageweg in Anspruch zu nehmende Abnehmer nach Vertragsschluss seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich der 
Zivilprozessordnung verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist oder 

b) der Abnehmer keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat. 

§ 13 
Inkrafttreten 

Diese AEB-A tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Die AEB-A vom 27.12.2010 tritt 
zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 



Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzungsänderung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gemäß§ 7 Abs. 6 GO NRW in der aktuellen 
Fassung beim Zustandekommen der Satzung (sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
Flächennutzungsplan) nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt 

Erf adt, den _A-1 .o)-,JOA'j 




